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Liebe Kolleginnen und Kollegen 
Wegen einer Panne wurde das GBZ-Info Nr. 48 (September 2002) nicht gedruckt und 
ausgeliefert. Die noch aktuellen Teile sind in das vorliegende GBZ-Info Nr. 49 
übernommen worden. Die Berichte über die Ladenöffnungszeiten haben wir aber 
weggelassen, zumal die ZugerInnen - zum zweiten Mal - gegen eine Verlängerung 
der Ladenöffnungszeiten gestimmt haben. 
Die Zuger Wahlen haben für die Linken auf der einen Seite erfreuliche Resultate 
gebracht: Die gemeinsame Regierungsratsliste hat am meisten Stimmen gemacht! Auf 
der anderen Seite hat die Linke im Kantonsrat einen Sitz verloren. Diesen Sitzverlust 
und die Sitzgewinne der SVP bedeuten, dass der Zuger Kantonsrat deutlich nach rechts 
gerückt ist: Soziale und ökologische Anliegen werden es noch schwerer haben als 
bisher. Die politische Linke konnte leider nicht viel von der zunehmenden sozialen 
Polarisierung gewinnen. Folgende vom GBZ unterstützte KandidatInnen sind gewählt 
worden: Hanspeter Uster (VPOD) in den Regierungsrat; Dolfi Müller  (VPOD) in den 
Zuger Stadtrat; Simone Gschwind (VPOD), Urs E. Meier (GBI), Erna Staub (GBI) 
und Martin Stuber (SMUV) in den Grossen Gemeinderat der Stadt Zug; Eric 
Frischknecht (VPOD) in den Gemeinderat Hünenberg; Othmar Birri  (SEV), Josef 
Lang (VPOD), Dolfi Müller  (VPOD) und Martin Stuber (SMUV) in den Kantonsrat. 
Wir gratulieren ihnen und wünschen, dass sie die gewerkschaftlichen Anliegen 
weiterhin mittragen. 
Die nächsten Abstimmungen stehen schon vor der Tür: Das von den Gewerkschaften 
lancierte Referendum gegen eine Verschlechterung der Arbeitslosenversicherung 
bietet wieder die Gelegenheit, deutlich Nein zum Sozialabbau auf Kosten der 
Schwächeren zu sagen. Die Gewerkschaften stimmen natürlich auch Nein zur 
"Asylmissbrauch"-Initiative der SVP , welche keine Probleme löst, sondern die 
Asylfrage dazu missbraucht, um fremdenfeindliche Politik zu machen. 
Diesem GBZ-Info liegen auch die Unterschriftenbogen für zwei Zuger Initiativen bei, 
welche die Krankenversicherung sozialer gestalten möchten: Bitte unterschreiben 
und zurückschicken! 
Mit kollegialen Grüssen 
Bruno Bollinger, GBZ-Präsident 
 
Zu den Abstimmungen vom 24. November 2002 empfiehlt der GBZ: 
Revision Arbeitslosenversicherung:   Nein 
"Asylmissbrauch"-Initiative:    Nein 
Beitrag an die Swiss     Ja 
 
 
Das GBZ-Info geht an alle GBZ-Delegierten, an aktive GewerkschafterInnen und an PolitikerInnen, die über die Aktivitäten der Gewerk-
schaften informiert sein sollten. 
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Leserbrief zur LehrerInnen Demonstration 
aus der Zuger Presse vom 23. Juli 2002 

 

 

Ein Kommentar zur einer Stellungnahme der 
Schlichtungsstelle für arbeitsrechtliche 

Streitigkeiten in der Neuen Zuger Zeitung 
vom 11. Juli 2002 
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Diese Stellungnahme ist in der Neuen Zuger Zeitung vom 13. August 2002, in der Zuger 
Presse vom 14. August 2002 und in der Zuger Woche vom 13. August 2002 erschienen. 

 

Liberalisierung bringt nur Vorteile für die Grossen 
 
"Aktien sind Öl, Löhne Sand im Getriebe der Wirtschaft", diese glorreiche Aussage war eine 
jener Ebner-"Visionen", die mit der Ideologie des Shareholder Value (auf gut Deutsch: 
"weniger Mitarbeiter = mehr Wert") viele Unternehmer unter Druck setzten, denn "gute" 
Betriebe mussten eine Eigenrendite von über 15% haben. Rationalisierungen und 
Arbeitsplatzabbau waren die Folge. Dem Volk wurde das mit der Behauptung schmackhaft 
gemacht: Geht es den Kapitalbesitzenden gut, dann geht es allen gut! Zahlen der Bank 
Vontobel zeigen nun, wie sich dies ausgewirkt hat: Seit 1991 sind die Löhne um ganze 1% 
gestiegen; in der gleichen Zeit sind die Dividenden um 215% gewachsen. Also viel Öl und 
weniger Sand. Und zu was hat das geführt? Die Mehrwert produzierenden Menschen sind 
abgebaut und wegrationalisiert worden und die Börse flaut ab... Denn es ist immer noch so: 
Nicht die Aktien schaffen Mehrwert, sondern die Arbeitenden, die in Büro und Fabrik 
Dienstleistungen und Produkte herstellen. 
Der Shareholder Value in der Wirtschaft hat einen Zwilling in der Politik: Den 
Neoliberalimus. Beide haben einen gemeinsamen Nenner: Gewinne für die Reichen, Verluste 
für das arbeitende Volk. Ebners Freund Blocher und seine Shareholder Value Partei waren die 
Vorreiter dieser Ideologie: Steuersenkungen für die Reichen und Liberalisierung all jener 
Gesetze, welche "den Markt in seinem freien Funktionieren" beeinträchtigen. Deregulierung, 
Liberalisierung, Privatisierung und Shareholder Value haben einiges dazu beigetragen, dass 
die Reichen reicher und die Armen zahlreicher geworden sind. 
Ebners Visionen "arbeiteten" aber nicht nur mit dem Geld der Kleinaktionäre. Gelder von 
Pensionskassen wurden ebenfalls für die Aktienspekulationen eingesetzt. Die 
Milliardengewinne der 90er-Jahren gingen aber nur zum Teil an die Versicherten. Nun 
schrumpfen die Börsengewinne und der Bundesrat will den Zinssatz senken, um die 
Versicherungskonzerne auf Kosten der Versicherten zu sanieren. Rentenklau ist eine harmlose 
Bezeichnung für das, was hier vorgeht. 
Mehr als die armen Kleinaktionäre, die Martin Ebner auf den Leim gekrochen sind, bedaure 
ich jene Tausenden von Menschen, die wegen der Shareholder Value-Politik der 
Gewinnmaximierung ihren Arbeitsplatz verloren haben und in ihrer Existenz bedroht worden 
sind. Mehr als Börsenverluste geben mir jene Milliarden zu denken, die als Folgekosten der 
Gewinnmaximierung und der Deregulierung von der Allgemeinheit bezahlt werden müssen 
für Arbeitslosigkeit, Krankheit, Invalidität, Frühpensionierungen. 
Leider haben wir keine Gesetze, die es erlauben würden, Börsenspekulanten, Manager und 
neoliberale Politikerinnen und Politiker für die von ihnen angerichtete volkswirtschaftlichen 
Schäden zur Verantwortung zu ziehen. Trotzdem, der Druck gegen Profitmaximierung und 
Liberalisierung muss verstärkt werden: Am 31. August organisieren die Gewerkschaften in 
Bern eine Grossdemonstration gegen den Rentenklau. Am 22. September stimmen wir über 
zwei Gesetze ab (Verlängerung der Ladenöffnungszeiten, Öffnung des Elektrizitätsmarktes), 
bei denen wir die Gelegenheit haben, Nein zu weiteren Liberalisierungen zu Gunsten der 
Grossen zu sagen. 
 
Bruno Bollinger, Präsident Zuger Gewerkschaftsbund, Baar 
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Der Bericht über eine Veranstaltung des VPOD aus der Zuger Presse vom 7. Juni 2002 

 

 
 

Flankierende Massnahmen zur Personenfreizügigkeit 
Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die minimalen Arbeits- und 
Lohnbedingungen für die in die Schweiz entsandten Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer und flankierende Massnahmen (Entsendegesetz) 
Vernehmlassungsantwort 
Sehr geehrte Damen und Herren 
Der Gewerkschaftsbund des Kantons Zug begrüsst die Gelegenheit zur Stellungnahme zum 
vorliegenden Gesetzesentwurf. Unsere Vernehmlassungsantwort erfolgt in Absprachen mit 
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den beiden Gewerkschaften GBI und SMUV, die auch zur Vernehmlassung eingeladen 
waren. 
§ 1.1: Wir sind mit der Anzahl von neun Mitgliedern einverstanden, was unsererseits erlaubt, 
alle drei Arbeitnehmerorganisationen zu berücksichtigen. Auf der Arbeitgeberseite haben wir 
allerdings bedenken, dass drei Sitze genügen, um alle stark betroffenen gewerblichen 
Branchen einzubeziehen. 
§1.2.: Wir sind nicht damit einverstanden, dass das Präsidium die VertreterIn des Kantons 
übernimmt. Mit dem Sekretariat, das vom Amt für Wirtschaft und Arbeit geführt wird, ist die 
tripartite Kommission schon stark in die kantonale Verwaltung eingebunden. Die tripartite 
Kommission ist nicht ein staatliches Organ, sondern eine Kommission, die aus drei 
gleichberechtigten Partnern besteht. Darum ist es wichtig, dass sie nicht allzustark von einer 
Seite abhängig ist. Wir schlagen vor, dass das Präsidium von der Arbeitnehmer- und der 
Arbeitgeber-Delegation übernommen wird, wobei die Präsidentschaft turnusgemäss (z.B. alle 
zwei Jahre) wechseln soll. Wir finden es auch nicht richtig, dass das Parlament via Gesetz 
bestimmt, wer das Präsidium übernimmt. Nach unserem Rechtsempfinden ist es immer noch 
so, dass das Präsidium im Kreise der drei gleichberechtigten Partner bestimmt werden sollte. 
§1.3.: Das oben gesagte gilt auch für das Reglement, das von allen drei Beteiligten 
ausgearbeitet werden soll. 
§2.1.: Wir sind damit einverstanden, dass das Einigungsamt in die Tripartite Kommission 
eingeführt wird. 
§2.2.: Wir finden es richtig, dass ein Zusammenlegen der RAV-Kommission auf später 
verschoben wird. Sinnvoll ist es jedenfalls, dass eine Zusammenlegung oder eine 
Zusammenarbeit geprüft wird. In diesem Zusammenhang sollten auch die Zusammenarbeit 
mit dem Arbeitsinspektorat und mit der arbeitsrechtlichen Schlichtungsstelle geprüft werden. 
§3: Wir sind damit einverstanden, dass das Sekretariat beim AWA ist. Die 
Kommissionsmitglieder sollten allerdings für die Besetzung der für die Sekretariatsführung 
anzustellenden Person ein Mitspracherecht haben. 
§4: Wir sind damit einverstanden, dass das AWA Kontroll- und Sanktionsbehörde ist. 
§5: Einverstanden sind wir auch mit dem Einbezug von Fachleuten, wobei nicht 
auszuschliessen ist, dass einige dieser Fachleute Mitglieder der tripartiten Kommission sind. 
§6: Explizit sollte noch erwähnt werden, dass die tripartite Kommission das Recht auf 
Einsicht in die Lohnbuchhaltung hat. Langjährige Erfahrungen in gewerblichen Branchen mit 
allgemeinverbindlichen GAV, die von Paritätischen Kommissionen überwacht werden, 
zeigen, dass dies das wirksamste Kontrollinstrument ist. 
§7: Wir sind mit der Schweigepflicht einverstanden, die aber - wie im Gesetz vorgesehen - 
nicht einen Informationsaustausch zwischen den erwähnten Stellen ausschliessen darf. Sonst 
wäre die Kontrolltätigkeit erschwert. Vielleicht müsste noch explizit erwähnt werden, dass 
auch der Austausch mit den tripartiten Kommissionen des Bundes und der anderen Kantone 
möglich sein soll. 
§8 :Die Arbeit der Mitglieder der tripartiten Kommission muss auch entschädigt werden. 
Wir finden es wichtig, dass die tripartite Kommission ein eigenes Budget hat.  
In der Hoffnung Ihnen mit dieser Antwort gedient zu haben, grüsse ich Sie freundlich 
 
Bruno Bollinger, GBZ-Präsident     15. September 2002 
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Bericht aus der Neuen Zuger Zeitung vom 21. Juni 2002 

 

 
 
 
 
 

Bericht aus der Zuger Presse vom 30. Juli 2002 
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Keine öffentlichen Aufträge für Baumeister Risi 
Diesen Frühling haben die Arbeitgeber der Bauwirtschaft mit den Gewerkschaften einen 
Vertrag abgeschlossen, der den hart arbeitenden Bauarbeitern die schrittweise Einführung des 
Flexiblen Rentenalters 60 ermöglicht. Jetzt, da es um die Umsetzung geht, wollen die 
Baumeister den Vertrag nicht erfüllen. Das heisst, die den ersten Jahrgängen auf den 1. Januar 
2003 versprochene Frühpensionierung soll ihnen vorenthalten werden. Dies obwohl die 
Bauarbeiter dafür weitgehend auf Lohnerhöhungen in den nächsten 3 Jahren verzichtet haben. 
Einer der Hauptverantwortlichen für diesen Vertragsbruch der Baumeister ist Adrian Risi, 
Präsident des Zuger Baumeisterverbandes. Die Gewerkschaften werden diesen Beschiss nicht 
akzeptieren. Der Zuger Gewerkschaftsbund solidarisiert sich mit den Baugewerkschaften und 
verlangt, dass Adrian Risi ab sofort alle öffentlichen Aufträge entzogen werden. Es geht nicht 
an, dass Arbeitgeber, die vertrags- und rechtsbrüchig sind, noch mit Steuergeldern unterstützt 
werden. 
Bruno Bollinger, Präsident Zuger Gewerkschaftsbund 
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Neue Zuger Zeitung 10.10.02 Neue Zuger Zeitung 11.10.02 Zuger Presse 11.10.02 
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Die Rede von GBZ-Präsident Bruno Bollinger an der Jugend-Demo vom 12. Oktober 2002: 
Lieber "Haufen" junger "Chaoten" 
Im Gegensatz zu denen, die Euch so nennen, habe ich aber "Haufen" und "Chaoten" in 
Anführungszeichen gesetzt. Nicht in Anführungszeichen nennen Euch so diejenigen, die zum 
"Rudel neoliberaler Scharfmacher" gehören, die meinen, die Schweiz bestehe aus 
Emmentaler, Fondue und Trachtenmeitli und noch nicht gemerkt haben, dass im Namen des 
Profits selbst Feldschlössli, Ovomaltine und Valser-Wasser ins Ausland verkauft worden 
sind. 
"Haufen" ist ein negatives Wort und wird bewusst gebraucht, um etwas positives zu 
verunglimpfen, nämlich, dass ihr nicht einzeln daherkommt, sondern gemeinsam als 
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Kollektiv und so die Macht der Mehrzahl spielen lässt. Das haben die Mächtigen in 
Wirtschaft und Politik nicht gerne, wenn sie mit einem "Haufen" konfrontiert sind und nicht 
mit einzelnen Abhängigen, mit denen sie machen können, was sie wollen. 
Auch die Gewerkschaften bauen auf diesem Prinzip auf und müssen aber immer wieder um 
Anerkennung ringen, denn die Arbeitgeber haben es lieber nur mit den Einzelnen zu tun, als 
mit dem "Haufen" der gewerkschaftlich Organisierten. Gerade vorgestern musste die 
Gewerkschaft Bau und Industrie GBI einem Zuger Arbeitgeber klarmachen, dass man die 
Gewerkschaften nicht übergehen kann. Wahrscheinlich zum ersten Mal in seinem Leben 
musste der selbstsichere und machtbewusste Baumeister Adrian Risi erleben, dass nicht 
alles nach seiner Pfeife, respektive Handy, tanzt. An dieser Stelle nochmals danke an 
diejenigen von Euch, die bei der Aktion mitgemacht haben. 
Die Macht der Mehrzahl kommt aber nur zustande, wenn die Direktbetroffenen sich für 
ihre Anliegen mobilisieren. Darum ist es für uns so erfreulich, dass in Zug wieder eine 
Bewegung entstanden ist, die für die eigenen Anliegen auf die Strasse geht. Es ist einige Jahre 
her, dass ausser an der 1. Mai-Kundgebung, die eigentlich mehr ein Fest als eine Demo ist, 
nicht mehr auf den Zuger Strassen demonstriert wird. Und Gründe zum Demonstrieren 
gibt es mehr als genug. Die Arroganz der Machthaber, die rücksichtslos ihre Interessen 
durchsetzen, wird uns ja täglich vorgeführt. 
Lieber "Haufen" junger "Chaoten". 
Man ist nicht mal bereit, Euch ein leerstehendes, halb verschimmeltes Zeughaus zur 
Verfügung zu stellen, einfach darum, weil es nicht sein darf. Ja, man ist nicht mal bereit, mit 
Euch darüber zu reden. Aber Eure Aktion zeigt bereits Wirkung, denn offenbar finden 
inzwischen "inoffizielle" Gespräche statt. Denn bei allem Mobilisieren dürfen wir nicht 
vergessen, dass nicht die Aktionen das Ziel sind. Um etwas zu erreichen muss man mit der 
Gegenseite verhandeln. Aber eben, verhandeln lässt sich viel besser, wenn man die 
Verhandlungen mit dem Druck der Mobilisierungen begleitet. 
"Chaoten" nennt man Euch. Damit wollen sie Euch unterstellen, dass eine Jugenbewegung 
automatisch mit Gewalt und Sachbeschädigung zu tun hat. Leute mobilisieren, Aktionen, 
Demos und Streiks organisieren, mit der nötigen Härte zuschlagen, wie die GBI dies am 
Donnerstag bei Risi gemacht hat, das kann man alles ohne Sachbeschädigungen und Gewalt 
tun. Denn mit "Scheiben-Einschlagen" macht man zwar Schlagzeilen in den Medien, 
erreicht man aber meistens das Gegenteil von dem, was man will. Diejenigen aber, die mit 
dem Mahnfinger auf Euch zeigen, sollen doch zur Kenntnis nehmen, dass die einzigen 
Scheiben, die bisher in Zug eingeschlagen worden sind, jene an der Gubelstrasse waren, 
als Risi das Haus abgebrochen hat. 
Lieber "Haufen" junger "Chaoten". 
Was ihr da erlebt, ist der beste Staatskundeunterricht, den ihr haben könnt. Lernt daraus 
und vergisst es nicht so schnell. 
Und wir wünschen Euch, dass ihr möglichst lange im Zeughaus bleiben könnt, dies aber 
mit Strom und Wasser, denn jetzt ist es verdammt kalt dort! 
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Folgende Stellungnahme ist in der Neuen Zuger Zeitung vom 1. Oktober 2002 erschienen 

Widerstand gegen Liberalisierung und Arbeitgeberwillkür 
Am letzten Abstimmungswochende haben die Stimmenden klar Nein zu weiteren 
Liberalisierungen gesagt, weil sie erkannt haben, dass diese nur zum Vorteil der Grossen 
dienen und auf Kosten der Kleinen gehen. Dennoch, die Liberalisierung der 
Ladenöffnungszeiten soll nun vollständig realisiert werden, fordert der Präsident der Zuger 
SVP. Damit zeigen die Exponenten dieser Partei wieder einmal, dass sie Volksentscheide nur 
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dann respektieren, wenn sie ihnen in den Kram passen und dass sie sich einen Deut um die 
Arbeitsbedingungen des Verkaufspersonals kümmern. 
Am gleichen Wochenende musste die Gewerkschaft Bau & Industrie (GBI) auf die Strasse 
gehen, weil der Baumeisterverband die vertraglich abgemachte und unterschriebene 
Frühpensionierung für Bauarbeiter nicht umsetzen will. Die vertragsbrüchigen Baumeister 
werden von SVP-Scharfmachern, allen voran dem Präsidenten des Zuger 
Baumeisterverbandes, Adrian Risi, angeführt. 
Vor zwanzig Jahren hat das Stimmvolk die Stadt Zug beauftragt, preisgünstige Wohnungen 
zu bauen. Das Gegenteil ist passiert. In der Stadt Zug finden Normalverdienende kaum mehr 
eine bezahlbare Wohnung. Nun ist den Jugendlichen der Kragen geplatzt und sie besetzen 
leerstehende Gebäude. Und es sind wieder SVP-Spitzenkadidaten, welche diese Jugendlichen 
als einen "Haufen junger Chaoten" bezeichnen und die sofortige Wiederherstellung von 
"Ruhe und Ordnung" verlangen. 
Wo Recht zu Unrecht wird, wird Widerstand zur Pflicht - diese alte 68er Parole ist heute 
aktueller denn je! Denn die Liste mit Beispielen, wie die wirtschaftliche und die politische 
Entwicklung immer mehr auf Kosten des arbeitenden Volkes geht, wird täglich länger. Es ist 
unerhört, wie gewisse Arbeitgeber, Manager und Aktienspekulanten schamlos ihre Interessen 
durchsetzen. Es ist bedenklich, wie sie dabei noch von jenen neoliberalen Politikern 
unterstützt werden, die alles liberalisieren und privatisieren wollen. Und es ist bezeichnend, 
dass dann im nachhinein niemand die Verantwortung für den angerichteten 
volkswirtschaftlichen Schaden übernehmen will. 
In diesen Auseinandersetzungen darf aber nicht vergessen werden, dass es auch Arbeitgeber 
gibt, die ihre sozialen Pflichten wahrnehmen. Gerade in der Baubranche wären viele Firmen 
froh, ältere Mitarbeiter früher pensionieren zu können. Behindert werden sie nun aber von 
jenen skrupellosen Baumeistern, die den Gewerkschaften zeigen wollen, wer der Herr im 
Hause ist. Das sind meistens die gleichen, die sich nicht scheuen, ältere Bauarbeiter auf die 
Strasse zu stellen. Wichtig ist es, dass an der Urne klar gegen die Scharfmacher in Wirtschaft 
und Politik gestimmt und gewählt wird. Aber um das Recht der Schwächeren durchzusetzen 
ist es nach wie vor nötig, auf die Strasse zu gehen. Die Bauarbeiter und ihre Gewerkschaften 
werden das in den nächsten Wochen tun. 
Bruno Bollinger, Präsident Zuger Gewerkschaftsbund 

 
 
 

Ja zum Swiss-Beitrag des Kantons Zug 
Der GBZ findet es richtig, dass der Staat in Notlagen finanziell einspringt und so 
grosse Unternehmen vor dem Untergang rettet. Wichtig dabei ist, dass die 
Arbeitsplätze erhalten und die soziale Ausgestaltung der Arbeitsbedingungen 
garantiert werden. Es wäre unverständlich, wenn der reichste Kanton der 
Schweiz hier abseits stehen würde. 
Dieser Swiss-Beitrag heisst für den GBZ noch lange nicht, dass die für den 
Swissair-Debakel verantwortlichen Kreise verschont werden. Nein zu einer 
finanziellen Beteiligung des Staates an die Swiss zu sagen würde allerdings die 
Falschen, die Arbeitenden, treffen. 
Bruno Bollinger, Präsident Zuger Gewerkschaftsbund 
 


